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Schuld hat – wie immer – 
der kleine Mitarbeiter. So die 
offizielle Linie, die der Ge-
schäftsführer laut noe.ORF.at 
am 12. August 2025 verbrei-
ten ließ. Dabei war von An-
fang an klar, was passiert war. 
Trotzdem wurde das Gerücht 
eines Vandalenaktes gestreut 
und   beruhigt: gesundheitlich 
angeblich unbedenklich. Der 
Chemiker der Herstellerfirma, 
Behörde und Polizei wurden infor-
miert – große Show für einen kla-
ren Fall von Führungsversagen.
In der NÖN-Ausgabe 41 vom 7. 
Oktober 2025 erklärt der Bür-
germeister von Korneuburg, 
80-prozentiger Eigentümerver-
treter des Berndl-Bads, wie es 
zum Desaster kam: Ein Mitar-
beiter habe ein glyphosathalti-
ges Mittel umgefüllt und später 
versehentlich verwendet. Das 
klingt dumm, sagt er selbst, 
aber gesundheitlich sei alles 
kein Problem. Warum die Wie-
se braun ist, weiß er nicht zu 
erklären. Auch der Bisamber-
ger Bürgermeister gesteht den 
Fehler des Mitarbeiters ein und 
betont, Eigentümervertreter und 
Badbeirat hätten „operativ nichts 
damit zu tun“. Die Frage bleibt: 
Was tut der Badbeirat eigentlich?
Beide Gemeinden werben mit 

Glyphosat im Freibad – Im Schönreden vereint!
Gibt es eine Anweisung zur 
Entsorgung? Hat der Ge-
schäftsführer kontrolliert? 
Wo war der Badbeirat?
Wenn kein Glyphosat im Bad 
ist, kann es auch nicht „ver-
sehentlich“ verwendet wer-
den. Trotzdem wird die Ver-
antwortung abgeschoben. 
Dienstaufsicht? Fehlanzei-
ge. Wieder einmal drücken 
sich Verantwortliche und 

schieben die Schuld nach unten.
Strafrechtliche Konsequenzen? 
§15 des Gesetzes: Verstöße sind 
verwaltungsstrafbar. Glyphosat 
wurde eingesetzt – Konsequen-
zen müssen folgen. Nicht für den 
„kleinen Mann“, sondern für jene, 
die ihn in diese Lage gebracht ha-

ben. Im AGES-Prüfbericht vom 
25. August 2025 wurden zu-
dem Deltamethrin, Diphenyla-
min und Fluroxypyr festgestellt. 
Was diese Chemikalien in ei-
nem öffentlichen Bad zu suchen 
haben, bleibt unbeantwortet.
Fazit: Ein Mitarbeiterfehler war 
das sicher nicht allein. Das war 
Versagen – von oben bis un-

ten. Wer Gesetze ignoriert und 
Verantwortung abschiebt, macht 
sich unglaubwürdig. Die Bür-
gerInnen und Bürger verdienen 
Transparenz und Konsequenzen 
für die wirklich Verantwortlichen.

„Natur im Garten“. Ironie? Nein 
– Realität in Niederösterreich.
Rechtsbruch statt „Missge-
schick“: Seit 2021 ist das Ge-
setz eindeutig. Nach §3 (4) des 
Pf lanzenschutzmit telgesetzes 
2011 ist das Inverkehrbringen 
und Verwenden von Glyphosat 

auf öffentlich zugänglichen Flä-
chen, darunter Schwimmbäder, 
verboten. Glyphosat hätte nicht 
mehr im Berndl-Bad sein dürfen! 
Also: Wurden die Mitarbeiter je-
mals über das Verbot informiert? 



Entsiegelung nicht notwendiger Flächen

Diversions August
Die Geschichte vom lieben Au-
gustin, der in angeheitertem Zu-
stand in eine Pestgrube stürzte, 
dort einschlief und wie durch ein 
Wunder gesund überlebte, kennt 
wohl jeder. Dass er ungescho-
ren davonkam, kann man nicht 
als eigene Leistung bezeichnen.
Der August Wöginger ist zwar auch 
wie durch ein ÖVP-Justizwunder mit 
einer Diversion davongekommen, 
hier scheint aber ein klares Versagen 
unseres Justizsystems vorzuliegen.
Diversion ist für Lausbubenstrei-
che und für Vergehen vorgesehen, 
bei denen niemand zu Schaden 
kommt. Im Fall des August Wö-
ginger, dessen Intervention (samt 
Mithilfe zweier weiterer ÖVP Sym-
pathisanten) dazu geführt hat, 
dass die besser qualifi zierte Kan-

didatin nicht die Leiterin des Fi-
nanzamts Braunau wurde, son-

dern ein ÖVP Bürgermeisterfreund. 
Es ist hier ein Schaden für die über-
gangene Kandidatin, als auch für 
den Staat Österreich entstanden. 
Und August Wöginger bestritt zuerst 
jeden Postenschacher, aber erst, 
nachdem die Beweislage samt Aus-
sagen der Kronzeugen so dicht war, 
dass keine andere Wahl mehr blieb, 
gab er halbherzig die Einfl ussnahme 
zu und suchte um Diversion an. Hier 

liegt ein klarer Fall von Fehlurteil 
vor, jedem anderen Täter hätte die 
zu späte Reue nicht vor einer Verur-
teilung geschützt. Das letzte Diver-
sions-Skandalurteil stammt aus Nie-
derösterreich. Hier kam es zu einer 
Diversion für die  Geschäftsführer 
der Kwizda-Agro, die die Verseu-
chung des Grundwassers im Bezirk 
Korneuburg durch Schlamperei so 
lange bestritten hatten, bis die Be-
weislage erdrückend war und sie 
einlenken mussten. Die Justiz hat 
dringenden Handlungsbedarf, die 
Regeln für die Diversion strenger 
im Sinne des Gesetzgebers aus-
zulegen. Und August Wöginger soll 
für den Schaden, den die Republik 
Österreich an die besser qualifi -
zierte Kandidatin bezahlt hat, aus 
seiner eigenen Tasche aufkommen.

Andreas Babler hat es 2025 mit der 
SPÖ in der Regierung geschaff t, 
mit neuen Gesetzen den extre-
men Preisanstieg bei Mieten end-
lich zu bremsen, das ungebremste 
Durchrauschen der Mietpreise 2023 

und 2024 unter der ÖVP-Grünen 
Regierung  hat zu einer extrem ho-
hen Infl ation und schlechteren Wett-
bewerbsbedingungen für Österreich 
und zu extrem hohen Mieten geführt

Mietpreisbremsen umgesetzt!

Es gibt auch in Bisamberg und 
Klein-Engersdorf Asphaltfl ächen, 
die zu groß dimensioniert oder 
in der vollen Fläche nicht not-
wendig sind – hier besteht die 
Möglichkeit der Entsiegelung.
Gerade bei Parkfl ächen gibt es 
auch im Bezirk schon einige Bei-
spiele, wie diese so entsiegelt wer-
den können, dass Wasser abfl ießen 
und versickern kann, und sich die 
Flächen nicht mehr extrem erhitzen.
Gerade der Gemeindeparkplatz 

gehört dringend entsiegelt und ver-
ändert, in diesem Zusammenhang 
kann auch über einen Fußgänge-
rabgang zur Bushaltestelle bzw. 
Apotheke nachgedacht werden. 



Bis Ende Juni 2025 war die Welt 
im Berndl Bad noch in Ord-
nung – ein heißer Sommer, viele 
zufriedene Badegäste, die Liege-
wiese sattgrün.
Ende Juli 2025 (genaues Datum 
wurde bis heute nicht genannt) 
ist dann wieder etwas passiert, 
trotz gesetzlichem Verbot wurde 
ein Unkrautvernichtungsmittel 
in scheinbar viel zu hoher Dosis 
eingesetzt. Einige Tage nach der 
Anwendung war trotz starkem 
Regen im Juli und Bewässerung 
die Liegewiese plötzlich so tro-
cken wie das Gras in der afrika-
nischen Steppe.
Der Glyphosateinsatz ist in öf-
fentlichen Bädern seit 2021 ge-
setzlich verboten, trotzdem wur-
de es im Berndl Bad weiterhin 
aufbewahrt und nicht gesetzes-
konform entsorgt.
Die Vorgangsweise kann als 
grob fahrlässig bezeichnet wer-

eine Pressemitteilung erfolgt, 
nachdem zuvor noch von einem 
Vandalenakt gesprochen wurde, 
der nach Polizeiermittlungen sich 
als grober Fehler eines Mitarbei-
ters des Florian- Berndl-Bads he-
rausgestellt hat.
Die SPÖ fordert  die beiden ÖVP 
Bürgermeister als Bad-Gesell-
schaftsvertreter dazu auf sicher-
zustellen dass zukünftig Um-
weltgesetze eingehalten werden.
Darüber hinaus darf es auch nie 
wieder vorkommen, die Bevölke-
rung und die Badbesucher mehre-
re Wochen (zumindest Ende Juli 
bis zumindest 8. August 2025) 
über solche Unfälle im Unklaren 
zu lassen – die Liegewiese hätte 
zumindest für 2 Wochen aus Vor-
sicht für Kinder und Kleinkinder 
gesperrt werden müssen.

den, das Mittel hätte vom Bad-
geschäftsführer bei der jährlich 
durchzuführenden Inventur auf-
gezeichnet und entsorgt werden 
müssen.
Ein bis drei Wochen wurden die 
Badegäste über die Situation im 
Unklaren gelassen, erst ein Pres-
seartikel vom 8. August 2025, als 
die SPÖ Bisamberg auf den Fall 
aufmerksam machte, brachte den 
Stein ins Rollen. Obwohl die Pro-
ben von der AGES erst am 14. 
August 2025 gezogen wurden, 
wurde von Anfang an behauptet, 
das Betreten der Liegewiese sei 
unbedenklich, es bestehe keine 
Gefahr. Es wurde auf Experten 
verwiesen, die jedoch bis heute 
nicht genannt wurden (das AGES 
Gutachten erwähnt keine Unbe-
denklichkeit, sondern stellt die 
Ergebnisse der Proben fest).
Erst am 1. September 2025 ist 

Radwege Grünpfeile
In unserem Bezirk fehlen noch 
viele Ampeln mit Grünpfeilen 
zum Rechtsabbiegen für Radfah-
rende. Hier hat Niederösterreich 
dringenden Handlungsbedarf um 
als Radland voranzukommen.



Raus aus Öl und Gas – Gemeinde bei                     
Beratung   gefordert!

Gemeinde Bisamberg HILFT! So-
zial bedürftige Hauptwohnsitzer 
in Bisamberg können einen ein-
maligen Heizkostenzuschuss von 
€ 200,00 für 2025/26 sowie eine 
50%ige Kanalgebühren-Ermäßi-
gung beantragen. Zusätzlich gibt 
es vom Land NÖ einen Heizkos-
tenzuschuss von € 150,00.
Anspruch haben EmpfängerInnen 
von Ausgleichszulage, Mindest-
pension, Arbeitslosenversiche-
rung (bei niedrigem Einkommen) 
und sonstige Einkommensbe-
zieherInnen unterhalb der Ein-
k o m m e n s g r e n z e n : B e a n t r a -
gung: Gemeindeamt Bisamberg, 

1.10.2025–31.3.2026 (Heiz-
kostenzuschuss); Kanalgebüh-
ren-Ermäßigung bis 31.12.2025. 
Formulare und Richtlinien am 
Gemeindeamt oder unter https://
www.bisamberg.at/. Bitte Ein-
kommensnachweis und Ausweis 
mitbringen.
Für Fragen steht das Bür-
gerservice zur Verfügung :                                       
Tel: 02262 62000 DW200

Gemeinde Bisamberg HILFT!

E-Car Sharing und E-Ladestationen für               
Mehrparteienhäuser in Bisamberg

Die Netzgebühren steigen bei im-
mer weniger Gaskunden bald in 
unleistbare Höhen. Daher sind die 
Gemeinden gefordert, die Bera-
tung zum Ausstieg aus Öl und Gas 
vermehrt anzubieten, vor allem bei 
Mehrparteienhäusern fehlt es an 

sinnvollen Alternativen zum Aus-
stieg aus Gas und Förderungen 
seitens Bund, Länder und Gemein-
de, aber auch Einfamilienhäuser 
benötigen Beratung und Förderun-
gen. Hier ist die Gemeinde Bisam-
berg und das Land Niederösterreich 
dringend zum Handeln aufgerufen.

Für kurze Fahrten zum Arzt, zum 
Einkaufen und für kleine Ausfl üge 
werden eigentlich keine eigenen Au-
tos benötigt. E-Car Sharing, also das 
Mieten und Teilen von Fahrzeugen, 
wie bereits erfolgreich vor 2020 in 
Bisamberg umgesetzt (aber am fal-
schen Standort) wäre für große Sied-
lungsgebiete wie der Kaiserallee 23 
und den Schloßpark in Bisamberg 
mit einer großen Anzahl an Bewoh-
nern eine Chance, sich ein Zweitau-
to und Tausende Euro zu ersparen.

Bei den bisher in 110 Gemein-
den umgesetzten Modellen gibt 
es eine kleine Jahresgebühr (250 
bis 300 Euro) und eine geringe 
Gebühr pro gefahrenem Kilome-
ter bzw. pro genutzter Stunde. 
Die SPÖ Bisamberg fordert daher 
den Gemeinderat auf, wieder ein 
E-Car-Sharing Projekt umzusetzen, 
und auch eine E-Ladestation in der 
Kaiserallee 23 und dem Schloßpark 
für ein E-Car-Sharing bereitzustellen.

www.bisamberg.at/. Bitte Ein-


Gastronomie im Ort – neuer Pächter?

Bei strahlendem Wetter fand un-
ser traditionelles Familienfest der 
SPÖ Bisamberg am Spielplatz 
Setzgasse statt. Das SPÖ Team 
war wieder voll im Einsatz, um den 
BesucherInnen einen unvergess-
lichen Nachmittag zu bereiten.
Von der beliebten Luftburg über 
Kinderschminken bis hin zu vielen 
weiteren Attraktionen war für die 
Kleinsten bestens gesorgt. Auch 

kulinarisch kamen die Gäste nicht 
zu kurz. Würstel und Pommes sorg-
ten für Stärkung bei Jung und Alt.
Als Ehrengast konnten wir Bun-
desrat Martin Peterl begrüßen. 
Es gab Spiel, Spaß und gute Ge-
spräche in geselliger Atmosphä-
re – ein spannender Nachmittag 
mit vielen Attraktionen und bester 
Stimmung für die ganze Familie.

Halloween Fackelzug der Kindefreunde Bisamberg!
Trotz  der  Herbstferien ließen es 
sich viele Familien mit Kindern nicht 
nehmen Kinderfreunde Halloween- 
Fackelzug teilzunehmen. Viele  
gruselige Verkleidungen waren zu 
sehen , Erfrischungen und Gratissü-
ßigkeiten für die Kinder wurden zur 
Verfügung gestellt. Die Veranstal-
tung fand großen Anklang und es 
bedankten sich auch Eltern für die 
gute Organisation. Die Kinderfreun-
de freuen sich auf ein Wiedersehen.

löst. Die Vereine haben Vorrang für 
die Nutzung und für Veranstaltungen 
bei rechtzeitiger Anmeldung. Die In-
teressen der Vereine  sind für uns 
wichtiger als die Geschäftsinteres-
sen des Pächters . Der Firmensitz 
soll nach Bisamberg verlegt werden, 
was der Gemein-
de steuerlich zu-
gutekommt.Warum 
sämtliche Kästen 
der Vereine geräumt 
werden müssen, 
entzieht sich unse-
rer Kenntnis, da die 
Verwendung die-
ser Räumlichkeiten 
durch den zukünf-
tigen Pächter unat-
traktiv scheinen. Die 

Die Wiederbelebung der Palet-
te als Kommunikationsort ist wohl 
gescheitert. Der neue Eigentümer 
ist bedauerlicherweise verstorben. 
Beim gemeindeeigenen Restau-
rant steht der Pachtvertrag kurz vor 
dem Abschluss. Nach mehrfacher 
Pächter-Suche für den Schlosswirt 
besteht nun Hoff nung: Im Gemein-
derat wurde  nach eingehender Dis-
kussion beschlossen in Verhand-
lungen zu einem Vertragsabschluss 
mit dem Caterer einzutreten, wobei 
gewisse Bedingungen seitens der 
SPÖ erfüllt werden müssen auch 
FPÖ und NEOS uterstützen das.
Unsere Zustimmung zum Pachtver-
trag gibt es nur wenn das Gasthaus 
fünf Tage off en bleibt, bei Schlie-
ßung wird der Pachtvertrag aufge-

Gemeinde gibt aber in jedem Fall eine 
fl exible Benützung des Objektes auf. 
Die Zustimmung der SPÖ zur Ver-
tragsunterzeichnung hängt von der 
Einhaltung der Bedingungen, die zu-
gesagt wurden ab und soll in der De-
zembersitzung entschieden werden.



Wenn Ihr nicht gehört wer-
det, sind wir eure Stimme.
Als ehemaliger Hundehalter und 
Tierfreund ist mir die zu Grun-
de liegende Situation der Hun-
dehaltung in unserer Gemein-
de eine Herzensangelegenheit.
Meine Beziehung zu Hunden be-
gann vor vielen Jahren. Ich hatte 
mehrere Patenschaften in einem 
Wiener Tierheim um mich um so-
genannte Listenhunde, die teilwei-
se als schwer oder nicht resoziali-
sierbar galten zu kümmern. Meine 
Wochenenden verbrachte ich mit 
ihnen und mit viel Liebe und Zu-
neigung regten sich wieder positive 
Gefühle in den teils schwer durch 

Menschen traumatisierten Vierbei-
nern. Bis vor einigen Jahren hielt ich 
gemeinsam mit meiner Frau selbst 
einen „Problemhund“ in Bisamberg.
Da fi el mir zum ersten Mal die inf-
rastrukturelle Problematik in un-
serer Heimatgemeinde auf. Die 

unsinnig lächerlichen Fantasie-Hun-
deverbotstafeln z.B am Donau-
grabendamm und das fehlen ei-
ner sicheren Freilaufmöglichkeit. 
Nicht jeder verfügt über einen gro-
ßen Garten und dieser bietet auch 
nicht die Möglichkeit das eigene 

Tier mit anderen zu sozialisieren.
Da man den Hund aus Sicher-
heitsgründen nicht einfach ab-
leinen darf erwächst für viele 
Hundehalter somit ein Problem.
Man ist gezwungen sich in umliegen-
de Gemeinden zu begeben, um dort 
eine Freilaufanlage zu besuchen.
Vor allem geht es um die Sicherheit für 
Mensch und Tier, einer vernünftigen 
Sozialisierung sowie unserem Apell 
zur Solidarität unter TierhalterInnen.
Wir wollen mit dieser Initiative auch 
einen positiven Beitrag zur Infrastruk-
tur und Sauberkeit im Gemeindege-
biet, Stichwort Hundekot, leisten.
Bereits bei der letzten Gemeinde-
ratswahl nahmen wir die Idee der 
Hundezone Bisamberg Klein-En-
gersdorf in unser Programm auf.
Im Juli dieses Jahres waren wir uns 
restlos sicher auf das richtige Thema 
gesetzt zu haben als in der Zeitung 
Mein Bezirk ein Artikel, ausgerechnet 
zu unserer Forderung samt Leser-
briefen aus Bi

Pensionistenverband Öster 
reich-Ortsgruppe Bisamberg

Der Pensionistenverband Orts-
gruppe Bisamberg lud zum Vor-
trag „SICHER IN DEN BES-
TEN JAHREN“ GEMEINSAM 
SICHER mit unserer Polizei.
Neff entrick, falsche Polizisten oder 

Internetbetrug, immer häu-
fi ger werden besonders äl-
tere Menschen Opfer von 
Betrügern und verlieren 
ihre Ersparnisse und den 
Schmuck. Wie man sich 
schützen kann, erfuhren die 
Bisamberger Pensionisten 
durch den Vortrag der Po-
lizei. Im Anschluss konnte 
bei Kaff ee und Kuchen ge-
fragt und diskutiert werden.  
14 tägig fi nden Club-
nachmittage im Betreu-
ten Wohnen   statt. Alle 
Infos am Anschlagkas-
ten/ Haltestelle Apothe-
ke oder 06509630728 



Der Donaugraben in Bisamberg ist 
Teil eines 20 km langen Dammsys-
tems, das im Zuge der Donaure-
gulierung als Hochwasserschutz 
errichtet wurde. Er stellt den letz-
ten Rest des von Karnabrunn her 
gefl ossenen Donauarmes dar und 
erstreckt sich über die Gemeinden 
Harmannsdorf, Stetten, Korneuburg, 
Bisamberg und Langenzersdorf. 
Während mehrerer Extremwetterla-
gen hat sich der Donaugraben als 
funktionstüchtiger Schutz erwiesen. 
Dies soll aber nicht über die Tatsa-
che hinwegtäuschen, dass er in die 
Jahre gekommen ist, wie die im Jahr 
2023 angeordneten geotechnischen 
Untergrunduntersuchungen erge-

ben haben. Die Ergebnisse der Ana-
lyse zeigen, dass zwar keine aku-
te Gefahr eines Dammversagens 
besteht, dass allerdings Gänge im 
Dammsystem, die von verschie-
denen Tieren gegraben wurden, 
ein strukturelles Risiko darstellen. 
Das Starkregenereignis im Herbst 
2024 brachte die Belastbarkeit des 
Donaugrabens an ihr Limit. Die 
schweren Unwetter und der damit 
verbundene Wasserrückstau belas-
teten den Graben so schwer, dass 
er brach und mit bis zu 10.000 Sand-
säcken (wie in den Medien berichtet 
wurde) gesichert werden musste. 

Daraus lässt sich schließen, dass 
Handlungsbedarf besteht, auch 
wenn der Donaugraben derzeit sei-
ne Schutzfunktion erfüllt. Die Kombi-
nation aus klimatechnischen Verän-
derungen, tierischen Einfl üssen und 
Alterung machen eine umfassenden 
Sanierung zu einer Notwendigkeit, 
um die Sicherheit der Bevölkerung 
und der bestehenden Infrastruktur 
zu gewährleisten.  Eine Information 
der BürgerInnen über den neues-
ten Stand der letzten Untersuchun-
gen und der damit verbundenen 
Ergebnisse ist dringend gefordert.

Föderalismus-Bremse
Der Bremsklotz unserer Entbüro-
kratisierung ist der Föderalismus. 
Für alle Bereiche braucht es neun 
Landesgesetze, neun Landesver-
waltungen, hunderte Bezirksver-
waltungen. Das ist schon lange 
nicht mehr zeitgemäß und dient 
ausschließlich den politischen Par-
teien für ihre Versorgungsposten.
Wir haben EU-, Bundes-, Landes, 
Bezirks- und Gemeindeverwaltung.
Österreich benötigt weder neun 
Länderverwaltungen noch die un-
zähligen Bezirksverwaltungen. 
Eine Ebene mindestens sollte 
aufgelöst werden und die Aufga-
ben entweder eine Ebene höher 
oder eine Ebene darunter aufge-
teilt. Doppelgleisigkeiten gehören 

beseitigt, Landesgesetze in der 
Hälfte der Fälle auf Bundesebe-
ne geregelt (z. B. Raumordnung, 
Wasserrecht, Baurecht, Jagd, Ju-
gendschutz, Naturschutz, etc.).
Die neun Bundesländer könnten 

in drei Verwaltungseinheiten ein-
geteilt werden (Ost, Mitte, West). 
Dieser notwendigen Reform 
muss sich die ÖVP endlich stel-
len hat aber bisher alle diesbe-
züglichen Bemühungen blockiert.



Klimawandel: Fakten, Ignoranz und Handlungsspielraum

Runter mit den Lebensmittelpreisen
Die SPÖ versucht in der Regierung 
mehr Druck auf den Lebensmittel-
handel auszuüben, um Preise zu 
senken. Die REWE Gruppe hat ers-
te Preissenkungen in Aussicht ge-
stellt, wichtiger ist aber, dass die EU 
eingreift, und unterschiedliche Prei-
se, für dasselbe Produkt in unter-
schiedlichen Ländern unterbindet.

Seit den späten 1970er Jahren hat 
die Erdöllobby aktiv dazu beigetra-
gen, den Klimawandel zu verharm-
losen und politische Unterstützung 
bei ÖVP und FPÖ gefunden. In 
Österreich verursachen Unwetter, 
Dürren und Überschwemmungen 
bereits jährliche Schäden von rund 
einer Milliarde Euro. Trotz des 2015 
von 195 Staaten beschlossenen 

1,5-Grad-Ziels steuert die 
Welt ohne ausreichenden
Klimaschutzmaßnahmen 
auf eine Erwärmung von 
3 Grad zu – für Österreich 
bedeutet das Kosten von 
10 Milliarden Euro jährlich. 
Die Wirtschaft wird unter-
diesen Bedingungen nicht 

mehr wie gewohnt funktionieren 
können. Trotzdem wird mehr Geld 
für die Kriegswirtschaft ausgege-
ben als für den Klimaschutz, ob-
wohl die Folgen des Klimawandels 
nicht mit einem Waff enstillstand 
enden. Gletscher und Korallen sind 
bereits verloren, daher ist Handeln 
dringend nötig. stärken die regio-
nale Wirtschaft. Die gute Nachricht

Jeder kleine Beitrag im Klimaschutz 
hat große Auswirkungen, wenn er von 
vielen Menschen umgesetzt wird.
• Weniger Fleisch essen ist 

dazu gut für die Gesundheit
• Mehr zu Fuß gehen und Rad 

fahren fördert die Gesundheit
• Öff entliche Verkehrsmittel be-

nutzen senkt das Unfallrisiko 
und sorgt für bessere Luft, we-
niger Lärm und Schadstoff e

• Langsamer fahren, ein Tem-
polimit von 120 km/h auf Au-
tobahnen und 90 km/h auf 
Bundesstraßen, 30 km/h auf 
Nebenstraßen von Gemeinden, 
kann viele Tote und Verletzte 
im Straßenverkehr verhindern

• Nicht jedes Kleidungsstück  
dass im Internet bei Versand-
händlern bestellt wird, muss 
gekauft werden, das wür-
de Müllberge verkleinern

• Regional und saisonal kau-
fen fördert Arbeitsplätze im 
Bezirk und in der Region


